
Das Business Keeper
Monitoring System
(BKMS), entwickelt

von einem deutschen Unter-
nehmen, ermöglicht in
Österreich die (anonyme)
Kommunikation zwischen
der Wirtschafts- und Korrup-
tionsstaatsanwaltschaft und
dem Hinweis- oder Tippge-
ber (engl. Whistleblower) zu
strafrechtlich relevanten
Wirtschafts- und Korrupti-
onssachverhalten. Daneben
existieren auch in zahlrei-
chen Unternehmen „Whist-
leblowing-Hotlines“ als Teil
des unternehmensinternen
Compliance-Systems.

Anders als bei anonymen
Anzeigen hat die Strafverfol-
gungsbehörde die Möglich-
keit, über einen vom Hin-
weisgeber einzurichtenden
Postkasten gezielt nach Hin-
weisen für Sachbeweise
nachzufragen und zu prüfen,
ob es sich um substantiierte
Vorwürfe und nicht bloße
„Racheakte“ oder derglei-

chen handelt. Gleichzeitig
kann der Hinweisgeber
grundsätzlich davon ausge-
hen, dass seine Identität für
die Behörde geheim bleibt,
solange er dies wünscht.
Zweifelsohne kann so ein
System einen gewissen
Schutz vor absichtlich fal-
schen Vorwürfen oder mut-
maßlichen Verdächtigungen
bieten, da im Gegensatz zur
gänzlich anonymen Anzeige
relevante Details erfragt
werden können.

Zur Anzeige eines straf-
rechtlich relevanten Sachver-
haltes ist in Österreich
grundsätzlich niemand ver-
pflichtet, ausgenommen es
besteht eine besondere ge-
setzliche Regelung, die oft
nur bestimmte Personenkrei-
se betrifft (z. B. § 78 StPO).
So bestehen etwa im Rah-
men des öffentlichen Diens-
tes besondere Meldever-
pflichtungen (§ 53 BDG)
und auch Melderechte (z. B.

§ 5 BAK-G) in Bezug auf
strafrechtlich relevante Sach-
verhalte im Wirkungsbereich
einer Dienststelle. Im Jahr
2012 wurden neue Regelun-
gen für Beamte und Ver-
tragsbedienstete (§ 53a
BDG, § 5 VBG) geschaffen,
die Benachteiligungen auf-
grund von solchen Meldun-
gen verbieten.

Das führt zur Frage, ob
ein Hinweisgeber – gleich,
ob im öffentlichen Dienst
oder als Privatangestellter –
von der Rechtsordnung vor
möglichen nachteiligen Fol-
gen seines an sich erwünsch-
ten Handelns adäquat ge-
schützt wird. Die Palette von
möglichen Konsequenzen
für einen rechtmäßig han-
delnden Hinweisgeber reicht
von Benachteiligungen am
Arbeitsplatz bis zu zivil-
oder medienrechtlichen
Schadenersatzklagen oder
strafrechtlicher Verfolgung.
Eine Legaldefinition, wer
ein schützenswerter Hin-

weisgeber ist, existiert je-
denfalls nicht. Längst sind
nicht alle rechtlichen und
ethischen Fragen im Zusam-
menhang mit dem Betrieb
eines Hinweisgebersystems
geklärt. Der Gesetzgeber ist
hier gefordert, über weiter-
reichende Maßnahmen zur
Wahrung berechtigter Inte-
ressen von Hinweisgebern
nachzudenken. Die Gesell-
schaft hat schließlich auch
ein berechtigtes Interesse da-
ran, dass tatsächlich beste-
hende kriminelle Missstände
aufgedeckt werden.

Michaela Löff

Weiterführende Informa-
tionen:

https://www.bkms-
system.net/bkwebanon/re-
port/clientInfo?cin=1at21&la
nguage=ger

Severin Glaser, Peter
Kommenda: Whistleblowing
in Österreich – Gefahren,
Probleme und Lösungsmög-
lichkeiten, Journal für Rechts-
politik, 20, 207-225 (2012).

89ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 7-8/13

FO
TO
: B

AK

W H I S T L E B L O W I N G

Neuer Weg?
Seit März 2013 hat das Bundesministerium für Justiz ein Web-basiertes „Hinweisgebersystem“ 

für zwei Jahre als Probebetrieb eingerichtet. 

Erfahrungsaustausch
Experten aus Wissen-

schaft und Praxis nahmen
am 7. österreichischen Anti-
korruptionstag am 14. und
15. Mai 2013 in Altlengbach
teil. „Wenn das System ver-
nünftig ist, ist Korruption
störend“, erklärte Univ.-
Prof. DDr. Christian Stadler
in seinem Vortrag über
rechtsphilosophische Aspek-
te von Korruption und Ge-
rechtigkeit. „Ein Staatswe-
sen mit vernünftigen Geset-
zen und Strukturen wirkt im-
prägnierend gegen Korrupti-
on“, betonte Stadler. Beim
Kamingespräch zum Thema
„Korruptionsuntersuchungs-

ausschuss“ diskutierten DDr.
Hubert Sickinger, Dr. Oliver
Landwehr und Mag. Walter
Geyer mit Mag. Dominik
Fasching (BAK) über die
Berichterstattung über den
Untersuchungsausschuss im
In- und Ausland und darü-
ber, welche Konsequenzen

daraus gezogen wurden. Ne-
ben der oberflächlichen Be-
handlung und Skandalisie-
rung des Ausschusses in ei-
nigen Medien führte die Be-
richterstattung dazu, dass
Korruption ein breit disku-
tiertes gesellschaftliches
Thema geworden ist. Mit der

öffentlichen Thematisierung
des Ausschusses wurde die
Arbeit der Parlamentarier für
die Bevölkerung transparen-
ter. Nach dem Untersu-
chungsausschuss wurde das
Medientransparenzgesetz be-
schlossen, und es kam zu
Änderungen im Korruptions-
strafgesetz. Univ.-Prof. Dr.
Susanne Reindl-Krauskopf
erläuterte die Auswirkungen
des Korruptionsstrafrechts-
änderungsgesetzes 2012.

Gastredner Regierungsrat
Thomas Fernandez vom
deutschen Bundesministeri-
um des Innern stellte die In-
nenrevision und Korrupti-
onsprävention in Deutsch-
land vor. 
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Kamingespräch: Oliver Landwehr, Hubert Sickinger, Walter
Geyer und Dominik Fasching.


